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Spanien begann das Jahr 1990 mit einer neugewählten Regierung, die aus den
Wahlen vom 29. Oktober 1989 hervorgegangen war. Es war die fünfte von Felipe
Gonzalez geführte sozialistische Regierung in Folge seit 1982. Diese jüngste Wahl
— einige Monate vor dem Ende der Legislaturperiode abgehalten — sowie das
Investitionsprogramm kann man als eine Antwort der Regierung auf die Heraus-
forderungen von 1992 verstehen. Diese sind aus spanischer Sicht in der Innenpoli-
tik die Durchführung der olympischen Spiele in Barcelona, die Weltausstellung in
Sevilla und international die Vollendung des europäischen Binnenmarktes.

Am 24. Januar präsentierte Außenminister Francisco Fernändez Ordönez dem
Kongreß sein Regierungsprogramm1. Der Binnenmarkt und generell das Thema
EG standen im Zentrum seiner Ausführungen. Daneben behandelte er die
deutsche Einheit und die europäische Sicherheit. Das Gefühl, ein peripheres
Land im neuen Europa zu sein, kristallisierte sich als grundlegender Faktor der
spanischen Außenpolitik heraus.

Drei Säulen: Die Evolution der Gemeinschaft

Ministerpräsident Felipe Gonzalez präsentierte Anfang 1990 das Konzept der
"Drei Standbeine" (Tres Patas) der europäischen Einigung, die er später als "Drei
Säulen" auch inhaltlich modifizierte. Demnach hat die weitere Integration drei
grundlegende Bezugspunkte: die weitere Umsetzung der Einheitlichen Europäi-
schen Akte, die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) und die Vereinigung
der beiden deutschen Staaten . Die Umsetzung der EEA ist im Programm von
Außenminister Ordönez ein wichtiger Faktor. Die Bedenken der Regierung
bezüglich dieses Problems konzentrieren sich auf die Weiterentwicklung der
Kernpunkte der Akte und speziell auf die finanziellen Aspekte. Die konservative
Volkspartei setzte sich während einer Parlamentssitzung für die Angleichung des
spanischen Steuersystems an das der wettbewerbsstärksten Länder innerhalb der
Gemeinschaft ein und bemühte sich um eine umfassende Debatte zur Formulie-
rung einer von breitem Konsens getragenen staatlichen Europapolitik . In seiner
Antwort betonte Ordönez einerseits die Notwendigkeit, Wettbewerbshemmnisse
der spanischen Wirtschaft aus dem Weg zu räumen, und andererseits den Bedarf,
die Diskussion im Parlament zu verstärken und die Information des Parlaments
bei EG-Themen durch die gemischte Kongreß-Senats-Kommission für die Euro-
päische Gemeinschaft zu erweitern . Der daraus deutlich werdende Wunsch nach
Konsens in der Europapolitik ist in der spanischen politischen Kultur verbunden
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mit dem demokratischen Wandel. In diesem Zusammenhang muß — mit den
Worten von Fernando Morän5 — an den "politisch-metaphysischen Wert" erinnert
werden, den die Integration in die EG für die spanische Gesellschaft hat.

Im Laufe des zweiten Halbjahres 1990 unterbreitete die spanische Regierung
spezifische Vorschläge zur Vertiefung der Gemeinschaft und lehnte gleichzeitig
ein Europa der zwei Geschwindigkeiten ab. Der spanische Vorschlag zur Wäh-
rungsunion, der auf dem ersten Gipfel des Europäischen Rates von Rom die Idee
der Verschiebung der zweiten Phase bis 1994 einbrachte, berücksichtigte Ordönez
zufolge den Wunsch, ein solches Europa der zwei Geschwindigkeiten zu ver-
meiden6, hielt aber gleichzeitig an der Einführung der WWU fest.

Innenpolitisch wird die Position der Solidarität mit der EG ergänzt durch den
Wunsch nach Stärkung der spanischen Wettbewerbsfähigkeit. So bemühte sich
Felipe Gonzalez bei den Führern der parlamentarischen Opposition bei ver-
schiedenen Gelegenheiten um einen politischen Konsens, um die Wettbewerbs-
fähigkeit der spanischen Wirtschaft in Europa zu stärken. Das Thema Wett-
bewerbsfähigkeit wird 1991 auf der Tagesordnung des spanischen Parlaments
einen wichtigen Platz einnehmen.

Spanisch-deutscher Einklang

Felipe Gonzalez betonte, daß Spanien durch die deutsche Einheit nichts zu
verlieren, aber eine Menge zu gewinnen habe, falls die Antwort die Intensivierung
des Aufbaus Europas sei. Es sei dabei auch Spaniens Aufgabe, die Wirtschafts-
und Währungsunion voranzubringen . Die spanische Regierung hatte wohl
insgesamt die positivste Einstellung zur deutschen Einheit unter den großen EG-
Staaten. Das anschaulichste Beispiel dafür lieferte das sechste deutsch-spanische
Gipfeltreffen am 20. und 21. März in Konstanz. Deutschland-Euphorie bestimmte
diesen Gipfel aufgrund der Ergebnisse der Volkskammerwahlen, die zwei Tage
zuvor in der DDR abgehalten worden waren. Das Ergebnis des Gipfels kann als
Resultat eines "Handels" bezeichnet werden, dessen Elemente der Deutschland-
Enthusiasmus von Präsident Gonzalez sowie die Großzügigkeit der deutschen
Gesprächspartner im Wirtschaftsbereich waren. Einige Tage vor dem Treffen
hatte die spanische Presse die 200 Mrd. Pesetas hervorgehoben, die Spanien nach
einer Schätzung bis 1994 an Kosten für die deutsche Einheit durch Einzahlungen
in den Strukturfonds entstanden wären. Drei Themen standen auf der Tagesord-
nung der spanischen Regierung: die Auswirkungen der deutschen Währungsunion
auf die Gemeinschaft, die Umlenkung von Strukturgeldern der EG in die ehema-
lige DDR und die befürchtete Konzentration deutscher Investitionen auf Zentral-
und Osteuropa. Die deutsche Großzügigkeit gegenüber Spanien zeigte sich
folgendermaßen: Die Bundesregierung kündigte an, auf Mittel aus dem Struk-
turhilfefonds für die DDR zu verzichten; die juristischen Probleme im Rahmen
einer Investition von 28 Mrd. Pesetas, die Mercedes Benz bei der spanischen
Firma Enasa tätigen wollte, sollten gelöst werden, und die Deutschen verspra-
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chen, sich in Brüssel für die Beschleunigung des Abbaus von Zöllen auf spanische
Agrarprodukte einzusetzen.

Die Planung der Regierungskonferenz zur Politischen Union

Seit dem Europäischen Rat von Dublin im April 1990 nahm die Politische Union
eine bedeutende Rolle in den Aktivitäten der spanischen Regierung ein. Diese
mündeten in einen eigenen Vorschlag zur Politischen Union und innenpolitisch
in die Schaffung eines "europäischen Parlaments" innerhalb des Kongresses. Der
erste Dubliner Gipfel war der Ausgangspunkt eines politischen Kompromisses der
Zwölf bezüglich der Fortschreibung der Politischen Union. Während des Gipfel-
treffens stellte sich Ministerpräsident Gonzalez hinter den Kohl-Mitterrand-
Vorschlag, der eine zweite Regierungskonferenz und damit eine institutionelle
Reform der Gemeinschaft vorsah. Die spanische Delegation verließ Dublin mit
der Aufgabe, einen Vorschlag zur Modifikation der Römischen Verträge auszu-
arbeiten. Das erste diesbezügliche spanische Dokument war ein Brief von
Gonzalez vom 4. Mai 1990 an Charles Haughey, den irischen Premierminister und
damaligen Inhaber der EG-Präsidentschaft. In diesem Brief entwickelte Gonzalez
seine Idee der drei Säulen, auf welchen die Politische Union ruhen solle: Eine
europäische Staatsbürgerschaft, die Vollendung der WWU und eine gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik.

Insgesamt nannte die spanische Regierung folgende Voraussetzungen für eine
effektive Verwirklichung der Entwicklung der Politischen Union sowie der Wirt-
schafts- und Währungsunion: Erweiterte Kompetenzen für die EG, ausreichende
Ressourcen und eine neue institutionelle Gewichtung auf höchster politischer
Ebene , was einer Verstärkung intergouvernementaler Strukturen gleichzusetzen
ist. Fernändez Ordöfiez betonte, daß man sehr interessiert an einer Neubewertung
der Rolle des Europäischen Rates und des Rates der Außen- und Wirtschafts-
minister sei. Diese müßten die Säulen der europäischen Exekutive sein9.

Die Idee einer europäischen Staatsbürgerschaft wurde als das zentrale Element
des spanischen Vorschlags präsentiert, genauso wie es Fernändez Ordöfiez im
Parlament vorgetragen hatte: "Nach Auffassung der spanischen Regierung mar-
kiert die Politische Union die Umwandlung eines eher durch die Ökonomie und
die Garantie der uneingeschränkten Bewegungsfreiheit von Arbeitnehmern,
Dienstleistungen, Kapital und Waren definierten Raumes in ein gemeinsames
integriertes Gebiet mit dem europäischen Bürger im Mittelpunkt . Der Vorschlag
einer europäischen Staatsbürgerschaft ist der spanische Ansatz für ein "Europa
der gemeinsamen Werte" gegenüber einem "Europa als Wirtschaftsraum"11.

Das zunehmende Gewicht der EFTA-Länder und des zukünftigen Deutsch-
lands, zusammen mit den Entwicklungen in Osteuropa, stellen ein besorgnis-
erregendes Element in der spanischen Europapolitik dar. In Spanien nimmt das
Gefühl zu, daß sich der harte Kern der Gemeinschaft aus ökonomischer Sicht von
Spanien entfernt und in Richtung Norden und der Mitte Europas bewegt. Die in
Spanien geführte aktuelle Debatte über eine europäische Identität und den damit
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verbundenen Werten spiegelt damit die Befürchtung wider, wirtschaftlich an der
Peripherie zu liegen. In dieser Stimmungslage bedeutete die allgemeine Akzep-
tanz von Felipe Gonzalez' Idee einer europäischen Staatsbürgerschaft die Rückge-
winnung von politischer Statur für die spanische Regierung innerhalb der Ge-
meinschaft, während sich Großbritannien diesbezüglich eher bedeckt hielt.

Die Vorstellungen der Regierung zur Politischen Union und zur europäischen
Staatsbürgerschaft wurden in Spanien unter den Oppositionsparteien jedoch
zurückhaltend aufgenommen. Die innenpolitische Debatte über die Europapolitik
der Regierung belebte sich aufs neue im Parlament. Seit der Amtsübernahme
durch die fünfte Regierung Gonzalez hatte die Opposition die offensichtlichen
Widersprüche zwischen dem "pro-europäischen Glamour" von Felipe Gonzalez
und dem Fehlen eines Forums für europapolitische Diskussionen auf der parla-
mentarischen Ebene kritisiert12. Am 18. Mai kündigte das Kabinett die Einberu-
fung verschiedener parlamentarischer Gremien zur Eröffnung einer politischen
Debatte auf hoher Ebene über die Rolle Spaniens beim Aufbau Europas und
über notwendige innenpolitische Reformen zur Umsetzung der Einheitlichen
Europäischen Akte an. In Presseleitartikeln wurde von der Schaffung eines
"europäischen Parlaments" innerhalb des spanischen Kongresses gesprochen. Den
Beginn der parlamentarischen Arbeit der "gemischten Kommission für die Euro-
päische Gemeinschaft" stellte das Treffen zwischen Gonzalez und den Vorsitzen-
den der Oppositionsparteien im Parlament am 22. Mai dar. Beteiligt waren die
konservative Volkspartei, die Katalanische Regionalpartei, die Baskische National-
partei, die Union des Demokratischen Zentrums und die Kommunisten. Die
spezifische Bedeutung dieser Zusammenkunft lag darin, daß zum ersten Mal in
der Geschichte der spanischen Demokratie ein solches Treffen stattgefunden
hatte.

Zwei Themen beherrschten die Sitzungen der gemischten Kommission: Die
Entwicklung einer nationalen Politik in europäischen Angelegenheiten und das
Souveränitätsproblem innerhalb der zukünftigen Politischen Union. Die Mehrheit
der politischen Kräfte im Parlament neigte zum Konsens mit der Regierungs-
position bezüglich des Prozesses der europäischen Integration. Der Auftritt von
Felipe Gonzalez im Kongreß zur Erläuterung der Dubliner Übereinkünfte wurde
begleitet von Stellungnahmen verschiedener parlamentarischer Gruppen13.

Der Wille zur Unterstützung der Europapolitik der Regierung wurde allerdings
auch mit gewichtiger Kritik versehen. Konfliktstoff lieferte der Vorschlag einer
europäischen Staatsbürgerschaft und die vagen Aussagen der Regierung zur
institutionellen Reform der Gemeinschaft. Die Volkspartei, die baskische und die
katalonische Regionalpartei äußerten Bedenken über Felipe Gonzalez' Bereit-
schaft, nationale Souveränität aufzugeben . Fragen der Souveränität und der
nationalen Identität waren regelmäßig Bestandteil parlamentarischer Debatten
nach dem ersten Dubliner Gipfel. Die Volkspartei zeigte offen ihr Mißtrauen
wegen der Zweideutigkeit der Regierungsvorschläge zur europäischen Staats-
bürgerschaft und zur institutionellen Reform . Die Nationalisten kritisierten u. a.
die Vergeßlichkeit der Regierung bezüglich eines Europa der Regionen.
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Die dritte Säule der spanischen Vorschläge zur Europäischen Union stellt die
Schaffung einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik dar. Die parlamenta-
rischen Stellungnahmen von Fernändez Ordönez und seine öffentlichen Aussagen
hoben das realistische und gleichzeitig fortschrittliche Herangehen der spanischen
Regierung auf diesem Gebiet hervor, ohne daß hierzu ein konkretes Konzept
existierte. Die Regierung bekräftigte ihre traditionell proeuropäische Einstellung
in Sicherheitsfragen gemäß der spezifischen Integration Spaniens in der NATO.
Auch der Bereich einer gemeinsamen Außenpolitik wurde in Umrissen ausge-
arbeitet. Reden des spanischen Außenministers über Entscheidungsmechanismen
und über die Reichweite einer gemeinsamen Außenpolitik — global oder in
bestimmten Interessensphären — belegten die konzeptionellen Defizite Spaniens
auf diesem Gebiet .

Die Golf-Krise und die Entwicklung einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik

Nach dem Dubliner Gipfel vom Juni 1990 erwies sich die zweite Jahreshälfte als
historisch prägnante Phase, in der die Zusammentreffen geplant und durchgeführt
wurden, die die Fundamente einer neuen Architektur Europas legen könnten: Die
Zwei plus Vier-Konferenzen, ein außerordentlicher EG-Gipfel zur Verabschie-
dung des wirtschaftlichen Hilfsplanes für die Sowjetunion, eine Sitzung des
Nordatlantikrates zur Neudefinition der Rolle der Allianz in Europa, der KSZE-
Gipfel in Paris mit der Pariser "Charta für ein neues Europa" und der Unter-
zeichnung des Abkommens zur Reduzierung der konventionellen Rüstung, außer-
dem der Beginn der beiden Regierungskonferenzen der EG zur Wirtschafts- und
Währungsunion sowie zur Politischen Union.

Innerhalb dieses Rahmens von Verhandlungen über die Zukunft Europas zielte
die Haltung der spanischen Regierung in zwei Richtungen: Die verstärkte Integra-
tion der Gemeinschaft auf politischer und ökonomischer Ebene sollte Vorrang
haben vor einer Erweiterung der EG; die europäische Sicherheit sollte mit der
des Mittelmeerraumes verknüpft werden. Mit dem Beginn der Golf-Krise am 2.
August wurden diese beiden Aspekte spanischer Politik noch deutlicher akzen-
tuiert. Andererseits zeigte die Golf-Krise die Widersprüche der spanischen
Beteiligung an westlichen Verteidigungsorganisationen und -gremien auf.

Die Politik der spanischen Regierung gegenüber ihren arabischen Nachbarstaa-
ten wurde durch deren Haltung im Golf-Krieg beeinträchtigt. In der ersten Regie-
rungserklärung nach dem Überfall auf Kuwait gab Ministerpräsident Gonzalez
einer regionalen und diplomatischen Lösung noch den Vorzug, die auch die
Einstellung der maghrebinischen Gesellschaften widerspiegelte . Im Laufe der
Ereignisse war die spanische Position jedoch zweideutig und wurde aufgrund ihres
fehlenden Informationsgehaltes kritisiert. Innenpolitisch gab es zwei Hauptkritik-
punkte an der spanischen Regierungspolitik zur Golf-Krise. Der erste Punkt stand
in Zusammenhang mit der Auslegung des spanisch-amerikanischen Abkommens,
das eine umfassende Nutzung gemeinsamer Militärbasen durch die amerikani-
schen Streitkräfte vorsieht. Der zweite bezog sich auf die Entscheidung, spanische
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Marinestreitkräfte im Rahmen der WEU an den Golf zu entsenden, ohne vorher
das Parlament zu konsultieren. Der erste Kontakt zwischen Parlament und
Regierung fand erst am 12. September statt. Die Politik der Regierung fand
jedoch Unterstützung bei fast allen parlamentarischen Kräften, trotz der Kritik in
den Massenmedien.

Die von einigen EG-Partnern kritisierte unklare spanische Golf-Politik hing
sehr stark damit zusammen, daß die spanische Integration in das westliche Si-
cherheitssystem nicht eindeutig formuliert ist. Präsident Gonzalez rechtfertigte
seine Politik mit Verweisen auf die nationale Souveränität und die europäische
Solidarität Spaniens und warf gleichzeitig der Atlantischen Allianz vor, mit der
Politik am Golf außerhalb des eigentlichen Geltungsbereiches der NATO die
Rolle eines Weltpolizisten zu spielen. Entgegen dieser politischen Linie ent-
schied die spanische Regierung im Oktober, auch nach der Zeit reiner Manöver-
tätigkeit die spanischen Schiffe in dem NATO-Verband Mittelmeer zu belassen.

Die Politik der spanischen Regierung verwandelte sich angesichts internationa-
ler Veränderungen wie den Revolutionen in Osteuropa und der Golf-Krise
allmählich in einen realistischen "Europäizismus . Durch die zweite Jahreshälfte
1990 hindurch arbeitete die spanische Regierung an der Konturierung ihrer
Vorstellungen zur Politischen Union: die als dringend angesehene Notwendigkeit,
die EG-Mittel zu erhöhen; die Zusammenarbeit auf Regierungsebene zu stärken,
wobei der Europäische Rat eine zentrale Rolle in der Politischen Union spielen
sollte. Auch die Bedeutung der Außen- und Sicherheitspolitik sollte stärker betont
und herausgearbeitet werden. Laut Fernändez Ordönez sei die Golf-Krise im
Hinblick auf die geplante gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der beste
Indikator, an dem man sehen könne, "wie weit wir derzeit kommen mit dem
Vorhaben der Politischen Un ion" . Die spanische Regierung präsentierte im
Dezember 1990 einen Vorschlag zur gemeinsamen Außenpolitik. Folgende Kern-
punkte charakterisieren den spanischen Vorschlag:

1. Die Einbeziehung aller außenpolitischen Bereiche mit der Möglichkeit,
bestimmte Teilgebiete zu bevorzugen, oder wegzulassen;

2. Die schrittweise Aufnahme und Eingliederung von Elementen der WEU in
die EG;

3. Behutsamkeit bei der Definition von Entscheidungsfindungsmechanismen —
was darauf zielt, die bestehende Konsenslösung zu erhalten, um Spaniens Interes-
sen in Lateinamerika gewährleisten bzw. aus Mehrheitsentscheidungen heraushal-
ten zu können22.

Der spanische Vorschlag kam den deutsch-französischen Vorstellungen sehr
nahe, die in einem Brief von Kohl und Mitterrand enthalten waren, der Italiens
Ministerpräsident Andreotti am 6. Dezember übermittelt wurde. Das Dokument
der italienischen Präsidentschaft zur Regierungskonferenz hob die Geschlossen-
heit beider Vorschläge bezüglich einer gemeinsamen Außenpolitik hervor. Beide
Vorschläge unterschieden sich durch die jeweils generelle oder selektive Ein-
beziehung von unterschiedlichen Bereichen der Außenpolitik .
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Die spanische Position zu einer gemeinsamen Außenpolitik bezüglich der
Regierungskonferenz und im Verhältnis zur spanischen Haltung zur EPZ reflek-
tiert sowohl eine Politik des Wandels als auch der Kontinuität. Der Aspekt der
Kontinuität hängt zusammen mit der "Europäischen Identität", die die Regierung
Gonzalez ihrer Außen- und Sicherheitspolitik geben will. Der Wandel steht im
Zusammenhang mit der Normalität der spanischen Präsenz in der Gemeinschaft:
Der Verlust der — mit den Worten von Fernändez Ordönez — ursprünglichen
"Naivität" und die Neubewertung eigener Interessen; z.B. in Lateinamerika
decken diese sich nicht mit den Interessen der Mehrheit der Zwölf.

Spaniens neue Rolle in Europa und die Mütelmeerpolitik

Seit dem Fall der Berliner Mauer, verstärkt noch durch die Golf-Krise, wird in
der spanischen Politik der europäische Aufbau mit der Sicherheit Nordafrikas und
des Mittelmeerraumes in Verbindung gebracht . Die Intervention Felipe
Gonzalez' während des KSZE-Treffens in Paris wies auf die spezifische Bedeu-
tung der mediterranen Dimension europäischer Sicherheit hin. Das Gefühl, u. a.
aufgrund der Ausweitung der Interessensphäre der EG nach Osteuropa am
Rande zu stehen, zwang die spanische Regierung, ihre Eigeninteressen auf der
europäischen Bühne neu zu definieren. Als bedeutende Risiken nationaler Si-
cherheit werden der Anstieg der Einwanderungszahlen aus dem Maghreb und die
sich zunehmend verbreitende politische Instabilität in Nordafrika angesehen. Auf
dem Gipfel des Europäischen Rates in Rom im Dezember verbündete sich
Gonzalez mit denjenigen Ländern, die der UdSSR wirtschaftlich helfen wollen.
Gleichzeitig verteidigte die spanische Regierung bei allen Gelegenheiten aber die
Auffassung, daß die Hilfe für den Osten nicht zu Lasten der Mittelmeerländer
gehen dürfe. Die spanische Diplomatie mobilisierte Widerstand auf allen Ebenen
gegen eine Politik der Umlenkung von Mitteln für den Mittelmeerraum nach
Osteuropa und kämpfte für die Schaffung eines Sicherheitsrahmens im Mittel-
meerraum.

Bilateral unterhielt Spanien 1990 bevorzugt diplomatische Beziehungen mit
Marokko und den südlichen und westlichen Ländern der Gemeinschaft, wie
Frankreich und Italien, wobei Spanien seiner Forderung nach steigenden Mitteln
für eine EG-Mittelmeerpolitik Nachdruck verlieh und sein Projekt propagierte,
die Helsinki-Methode in der Region zu verankern: Fernändez Ordönez hatte
während der "Open Skies"-Konferenz im Februar die Idee einer "Konferenz zur
Sicherheit und Zusammenarbeit" im Mittelmeerraum zur Sprache gebracht. Der
Vorschlag mündete in ein spanisch-italienisches Projekt und wurde am 17. Sep-
tember im Ministerrat vorgestellt. Während des KSZE-Treffens über Ökosysteme
im Mittelmeerraum in Palma de Mallorca nahm der Vorschlag schließlich eine
internationale Dimensionen an. Die pan-mediterrane Politik der spanischen
Regierung wurde schließlich aufgegeben zugunsten der Initiierung von eher eng
begrenzten regionalen Projekten. Im Zuge dieser Politik muß die Institutionalisie-
rung der Vier plus Fünf-Gruppe im Oktober 1990 hervorgehoben werden, die aus
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vier EG-Staaten des westlichen Mittelmeerraumes und aus den fünf Maghreb-
Ländern besteht. Insgesamt bremste die Golf-Krise aber die Mittelmeerpolitik
Spaniens und deutete gleichzeitig auf die Notwendigkeit hin, technisch-ökonomi-
sche Kooperationen als stabilisierende Mechanismen anzustreben.
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